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14.11.2020 
 
Dienstaufsichtsbeschwerde und Strafantrag 
 
gegen PHK W , Polizei Plettenberg, geboren am  in A  wegen 
unrechtmäßiger Dienstausübung, Körperverletzung, rechtsgrundloser Konfiszierung 
meines Smartphones ohne richterlichen Durchsuchungsbefehl oder Gefahr im 
Verzug und sämtlicher weiter in Betracht kommender Straftaten. 
 
Der Übergriff ereignete sich während eines – ich nenne es Scheinprozesses – zum 
Vorwurf der „Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch 
Bildaufnahmen“ vor dem Amtsgericht Plettenberg unter dem Vorsitz von Richterin 
Adler, Az.: Ds 74/21 am 09.11.2021, ab 12:00 Uhr. PHK W  war selbst als 
persönlich angezeigter Aggressor hier gegen das Justizopfer, die rechtsgrundlos 
Beklagte als „Zeuge“ geladen. Ein – wie ich meine - albernes juristisches 
Possenspiel. https://dejure.org/dienste/lex/StGB/201a/1.html 
 
In dem Termin geschah fünfzehn Minuten lang geschah nichts. Die „Angeklagte“ 
hatte sich krank gemeldet und Prozessverschiebung beantragt. Richterin Adler und 
die Vertretung der Staatsanwaltschaft, deren Namen ich noch nicht kenne, 
verabredeten leise so etwas wie einen Beschluss.  
 
Dann schellte mein Smartphone leise. Im Rahmen meiner Vereinsarbeit für 
aufRECHT e.V. sind 200-300 Anrufe im Monat normal. Nicht normal war, dass es in 
einer Gerichtsverhandlung nicht ausgeschaltet war. 
 
PHK W  sprang auf, zeigte auf mich und sagte so etwas wie: der hat ein 
Smartphone, und auch Richterin Adler folgte gleich seinem Vorschlag vom 
Konfiszieren. – Warum eigentlich, weil ein Telefon klingelt? 



Ohne zu zögern kam PHK W  auf mich zu, hielt mir seinen Polizeiausweis vor 
und forderte mich auf ihm mein Smartphone auszuhändigen. Eine Rechtgrundlage 
konnte er nicht benennen. 
Die polizeiliche Sicherstellung von Beweismitteln braucht immer schlüssige, 
rechtliche Gründe. Die waren nicht gegeben. 
 
PHK W  baute sich vor mir auf und benannte meine Verweigerungshaltung 
sogleich mit „Widerstand gegen die Staatsgewalt“. Dabei hatte ich beide Hände 
tief in den Hosentaschen. 
PHK W  zögerte auch nicht einen Moment mich anzufassen und auch ohne 
Erlaubnis in meine Jackentasche zu greifen und das Smartphone – auch diesmal – 
wie ein gewöhnlicher Straßenräuber zu stehlen. 
 
Zeugen des Vorgangs waren Richterin Adler, die Vertretung der Staatsanwaltschaft, 
die Schreibkraft und zwei Justizbeamte, die offensichtlich „einen Zuschauer im 
Auge behalten“ sollten. 
 
Auch auf meinen Einwand, ich hätte doch einen Anruf bei meinem Anwalt frei, ging 
Richterin Adler nicht ein. Das rüde und rechtsgrundlose Vorgehen des PHK W  
unterstützte Sie offensichtlich. Auch Sie nannte keine rechtliche Begründung für 
den Smartphone-Raub.  
Dennoch wagte ich die Frage zu stellen, ob zu erwarten sei, dass auch dieses 
Smartphone für ein Jahr zurückbehalten werde? 
 
Zugegeben völlig irritiert und nachdenklich folgte ich der Anweisung das 
Gerichtsgebäude zu verlassen. Erst auf dem Weg zum Auto fiel mir ein, dass ich die 
Schere vergessen hatte und ich ging zurück diese zu holen. 
 
Positiv überrascht war ich, als ich feststellen durfte, dass ein Gerichtsdiener mir 
vor dem Amtsgericht meine Smartphone zurückgab. Es sei überprüft worden und 
man habe festgestellt, dass ich weder eine Audio- noch Videoaufnahme im Gericht 
gemacht hatte. 
  
Ungeachtet der Rückgabe meines Smartphone bleiben Dienstaufsichtsbeschwerde 
und Strafantrag bestehen. Zum einen zeigt das Vorgehen von PHK W  einen  
Wiederholungstäter (anhängiges Verfahren Az. 500 Js 1098/20), aber auch einen 
gefährlichen Schulterschluss bei unrechtmäßiger Dienstausübung mit Richterin 
Adler und der Vertreterin der Staatsanwaltschaft. 
 
Über den Fortgang der Ereignisse wird auch die Opferstudie zu rechtswidriger 
Polizeigewalt Körperverletzung im Amt durch Polizeibeamt*innen 
"Forschungsprojekt KViA-Pol" weiter informiert. 
kviapol@rub.de  
https://kviapol.rub.de  
https://kviapol.rub.de/index.php/oeffentlichkeit/presse 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

 




